V_ IR 281/26 . :
Verkiindet am 9, Juli 1958 :
S;;;ﬁla? Justizobgrsekretar 2360 054

als Urkundsbeamter der Ge-
schiftsstelle

Im Namen d es Volkes

In dem Rechtsstreit

dP fir RSP der U (ARG) c.v.,
H s vertrecten durch seinen Vorstand Oberlandeskir-
D

chenrat Prof. Dr. Dr. ’

Kligers, Berufungsbeklagten und
Revisionsklégers,

~ ProzeRbevollmichtigters Rechtsanwalt Dr. [P-

gegen
die Aktiengesecllschaft in Firme NENNNNENNND P:
vertreten durch ihre Vorstandsmitglieder Ia P und
A, (D G tros

Beklagte, Berufungsklidgerin und
Revisionsbeklagte,

~ ProzeBbevollméchtigters Rechtsanwalt Prof. Dr. (N -

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die miind-

liche Verhandlung vom 9. Juli 1958 unter Nitwirkung des
Senatsprisidenten Dr. Tasche .sowie der Bundesrichter
Dr. Augustin, Dr. Rothe, Dr. Freitag und Dr. Mattern
fiir Recht exrkannts

Die Revision gegen das Urteil des 1., Z2ivil~
senats des Hanseatischen Oberlandesgerichts
zu Hamburg vom 7. September 1956 wird auf Ko-
sten des Klégers zuriickgewiesen,

Von Rechts wegen
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Tathestand:

"Um die fir cine Kriegsflihrung auf lange Sicht crfor-
derliche lMetallreserve zu schaffen', erlief der Becauftrag-
te fiir den Vierjahresplan unter dem 15. Uliirz 1940 einc An-
ordnung (REB1L I 510), wonach die in Glocken aus Bronze ent-
haltenen Hetallmengen zu erfassen und unverziiglich der deut-
schen Riistungsreserve diensthar zu machen waren. Die Glocken
nuBten angemeldet und abgeliefert werden. Die Gewithrung von
Ersatzmetall und ceiner angemessenen Entschiidigung des Ver-
tes der Glocken nach dem Kriege vurde zugesichert. Der zun
ErlaB von Durchfﬁhrungsbestimmungen.ermﬁchtigte,Rcichswirt-
schaftsminister bestinmte durch Anordnung vonm 11. April
1940 (Reichs—- und PreuSischer Staatsanzeiger vom 15. April
1940 Nr. 88), daB die Glocken nach Vieisung der Reichsstel-
le fur Metalle abzulioforn seien. In der Polgezeit veran-
lafte die Reichsstelle dic Turchfiihrung dieser Aktion,

Nach ihrer Anordnung viurden die Glocken entsprechend ihrem
kiinstlerischen und kunstgeschichtlichen Werte in vier Grugp-
pen eingeteilt (A, B, C, D) und an verschiedene Hiittenwer-
ke sur Einschmelzung angeliefert, darunter auch an dic Be-

" klagte. Die A-Glocken konnten sofort verschmolzen, dic iib-
rigen Gruvpen sollten zunéchst gelagert werden, Zwischen

der Reichsstelle und den Hiittenwerken, also auch der Beklag-
ten, wurde die Bechandlung der Glocken durch Richtlinien von
28. Janucr 1942, unterm 22. Juni 1942 géﬁndert und erginzt,
festgelegt. Fur die Glocken der A-Gruppe waren fiir 100 kg
Hetall 70 RM zu entrichten. Bis zur Bezahlung des fiir jecde

" Glocke anfal'cnden Betrages sollte das Eigentum der Reichs-
stelle fiir Yetalle verbleiben. Dic Glocken dieser Gruppe hat
die Beklagte bis auf einen geringfiigigen Betrag bezahlt;
durch Xricegscinwirkungen bedingt, war sie jedoch nicht in
der Lage, diese Glooken auch zu verwerten und cinguschmelzen.




Matthias Prinz

Rechtsanwalt Wwww.prinz.law
P

Hach dem Kriege lagerten bei ihr noch 150 t Glockenscher-
bon deutscher Herkunft dor Gruppe A, eine weitaus groficre
Nenge ausliéndischer Herkunft war auBerden vorhenden. Der
Gesamtbestand vurde zuniichst von der Besatzungsmacht be-
schlagnahmt, der aus dem Ausland stammende Teil cusgelio-
fert, der iibrige Teil 1947 freigegeben.

Der Kliiger ist ein 1949 eingetragencer Veroin. Er vur-
de von Persivnlichkeiten der evangelischen und katholischen
Xirche in Deutschland sowic der Denkmalspflege gegriindet
zu dem in der Satzung niedergelegten Zwecke, dic u.a. 2uch
bei der Beklagten lagernden Kirchenglocken zu betrcuen
und deren Riickfihrung in die Heimatgemeinden durchsufithren,
den vorhandencn Glockenbruch sicherzustecllen und den deut-
schen Kirehen zur Verfiigung zu stellen. Der Verein verlang-
te zuniichst vor den Wicdergutmachungsgerichten die Riicker-
stattung der Glockenscherben und Schedensersatz; er unter-
lag jcdoch damit in zwei Instanzen (Iandgericht Hambuxrg
! WiK 891/1951; Oberlendesgericht Fanturg5 WiS 124/1954) .
Hach Abschlug des Ruckerstattungsvorfahrcns hat dic Beklagtie
die noch vorhandenen Glockenscherben cingeschmolzen.

it der vorliegénden Klage hat dexr Verein zunmiichst diec
Herausgabe 1 +t Glockenscherben an den Kliger verlangt,
hilfsweise die Zahlung von 2 500 I¥. Spéater hat er den
Hilfsoantrag als Hauptantrag gestellt. Er betont, dag er
nicht aus eigencm Recht klage; er leitet seine Proczefl-
fithrungsbefugnis ab cinpal aus scinem satzungsmiifigen
Zwecke, zum andern aus.Ernéchtigungen, dic ihm vom Vorsit-
sonden des Rates der Evangelischen Kirche Deutschlends,
wrd dem Priisidenten der Kirchenkenzlei dexr hvangelischen
Kirche Deutschlend sowic von dem Vorsitzenden der Fuldaer
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Bischofskonferenz erteilt worden sind, und zwar "zur Gel-
tendmachung der aus der Glockenablieferung gegen die Be-~
klagte sich ergebenden Anspriiche”. Der Rat der Evangeli-
schen Kirche und die Bischofskonferenz seien berechtigt,
die Anspriiche der Kirchengemeinden selbsténdig geltend

zu machen und den Klidger zur Klagefiihrung zu ermiichtigen.
Pie Kirchengemeinden seien Eigentiimer der Glocken geblie-
ben und hédtten auch das Eigentum an den Glockenscherben
behalten. Eine Enteignung bhabe nicht stattgefunden. Tie
Beklagte habe kein Eigentum erworben., Sie sei verpflich-
tet gewesen, die Glockenscherben zuriickzugeben und miissec,
da sie dazu nicht mehr in der Lage sei, Schadensersatz lei-
sten. Vorerst werde ein Teilbetrag von 2 500 DM angefor-
dert. Allenfalls habe die Beklagfe lediglich ein aufldsend
bedingtes Eigentum erworben. Die auflésende Bedingung sei
eingetreten, sobald sich herausgestellt habe, daB die Ver-
hiittung fiir Xriegs- und Riistungszwecke nicht mehr statt-
finden kdnne,

Tie Beklagte hat um Klagabwelsung gebeten. Sie bestrei-
tet die Befugnis des Klégers zur Fihrung des Prozesses, Es
handle sich um Anspriiche der einzelnen Kirchengemeinden
und nicht der Lendeskirchen; die Anspriiche kdnnten nur von
den einzelnen Kirchengemeinden, ohne deren Zustimmung aber
weder von dem Rat der Evangelischen Kirche noch von der
Fuldaer Bischofskonferenz verfolgt und oingeklagt vierden.
Auch nach innerkirchlichem.Recht stiinden diesen Stellen
solche Befugnisse nicht zu. Sachlich sei das Xlagebcgeh~
ren unbegriindet. Dic Beklagte habe volles Eigentum an den
Glocken durch die Zahlung des Kaufpreises erlangt und
daher dariiber nach Gutdiinken verfiigen konnen. ‘

Pas Landgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Be—
rufung der Beklagten ist diese Entscheidung durch das ange—



fochtene Urteil aufgehoben und die Klage als unzuliissig
abgewicsen worden.

Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision
begchrt der Kliager die Aufhebung des Berufungsurteils
und dic Zuriickverweisung der Sache an das Oberlandesge-~
richt, hilfsweise die Zuriickweisung der Berufung der Be-
klagten. Die Beklagte bittet um Zuriickweisung der Revi-
sion.

Entscheidungsgriindes

Die Priifung der sachlich-~rechtlichen Begriindung des
Klagcanspruchs sotzt die Bejahung zweier Vorfragen -voraus:
o) ob dic geltend gemachten Anspriiche, dic im Falle ihres
Eestchens unstreitig den cinzelnen Kirchengemeinden als den
chenaligen Eigentumern dexr Glocken zustchen, von dem Rat
der Evangelischen Kirche in Deutschland bzw. der Fuldacr
Bischofskonferenz wahrgenommen vierden konnten, obgleich
sie weder abgetreten sind noch eine Ermiichtigung sur Ver—
folgung der Anspriiche von den einzelnen Kirchengemeinden
erteilt worden ist; b) ob der Kliiger seinerseits diese
Anspriiche in cigenem Namen im Wege der Klage geltend ma-
chen konnte, indem er sich auf Ermi#chtigungen der Vorsit-
zenden des Rates der Evangclischcﬂ Kirche und der Fuldaecr
Bischofskonfercnz und auf seine Satzung bezieht.

Belde Vorfragen hat das Berufungsgericht verneint und
deshalb einc Stellungnahme zum sachlich-rechtlichen Teil
der Xlage unterlassen. Nach Auffassung des Berufungsgerichts
fehlt den Kléger die Prozeffiihrungsbefugniss dic Klage ist
aus dicsem Grunde als unzuliissig cbgewiesen worden. Die in-
griffe der Revision richten sich gegen diesc Ausfithrungen
des angefochtenen Urteils,
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1. In der Rechtsprechung und Rechtslehre wird die Gel-
tendmachung fremder Anspriiche im eigenen Namen auf Grund
einer Irmédchtigung des Berechtigten, also dice gewillkiirte
Prozefstendschaft, unter der Voraussetzuné zugelasgen, daf
der ernmiichtigte Kliiger ein cigenes Rechtsschutzinteresce
an diecser Art der Verfolgung fremder Anspriiche dartun konn
(RGZ 91, 390, 396; 166, 218, 238; JU 1937, 541; BGH IA
§ 185 BGB Nr. 13 BGH MDR 1956, 154 mit zustimmcnder Annmer-
kung von Pohle; Stein/Jonas/Schénke 220 18. Aufl. Vorben.

I 3 b vor § 50; Baumbach/Lauterbach ZP0 25, Aufl. Anm. 4 C
der Grundziige vor § 50; Wicczorek ZPO § 50 ¢ I a), Hur ver-
einzelt werden abweichende Ansichton vertreten, sei es, daB
eine ProzeSstendschaft iiberhaupt verncint wird (Valsmann ZZP
55, 249), sei es, daB ein besonderes Rechtsschutzinteresse
nicht verlsngt wird (Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprosefi-
rechts, 7. Aufl., § 45 II 2 c¢). Das Berufungsgericht hat von
Boden der herrschenden Auffassung aus das Vorliegen eines
cigenen Interesses des Kligers verneint. Dem kann, wie die
Revision zutreffend ausfiihrt, nicht gefolgt werden. Die
Rechtsprechung hat sich allerdings meistens mit Fillen be-
fagt, bei denen dem Kliiger ein Nachteil drohtec, wenn er die
ihm anvertrauten Interessen nicht geltend machte. Die gewill-
kiirte Prozefstandschaft ist indes nicht auf diese Fille zu

beschrinken. In der erwidhnten Entscheidung MDR 1956, 154 hat
der Bundesgerichtshof die Zulissigkeit einer ProzeBstand-
schaft bejaht, obwohl dem Kléger fiir den Fall des Unter-
bleibens der gerichtlichen Geltendmachung kein Schaden
erwachsen muS8te. Er hat es fiir ausreichend erachtet, dag

der dort klagende Verein nach seinen sétzungen sich die Auf-
gabe gestellt hatte, besondere Belange seciner Hitglieder zu
betreuen und wahrzunchmen. Nicht anders ist dic Sachlage im



vorliegenden Falle zu beurteilen. Der klagende Verein ist
gwar nicht von den einzelnen Kirchengemeinden oder Kirchen-
gesellschaften gegriindet worden. Seine Mitglicder sind aber
nach den Urteilsfeststellungen Personlichkeiten des kirch-
lichen-Lebens., Sie stellen die Verbindung zwischen dem
klagenden Verein und den Religionsgemeinschaftcn her.

Der Verein hat sich zur Aufgabe gemacht, gerade die Riick-
filhrung der Kirchenglocken in die Wege zu leiten, noti-
genfalls die Anéprﬁche der friihercen Eigentimer gericht-
lich wahrzunehmen. Indem er dies tut, erfiillt er gleich-
zeitig eine selbstgewdhlte Aufgabe. Unter den besonderen
Umstiinden, unter denen diese Betreuung vor sich gehen nuf,
kann ihm ein Rechtschutzinteresse nicht verneint werden.

An den Glockenscherben, dic nach Kricgsbeendigung bei der
Beklagten lagerten, bestand nach Auffassung des Klédgers

cin liteigentum sehr vieler Kirchengemcinden. Dic Feststel-
lung der einzelnen Anteile der geschiddigten Kirchengemein-
den bereitet kaum iibervvindliche Schwierigkeiten. Die Be-
klagtc konnte, sieht man von Bedenken gegen die sachlich-
rechtliche Begriindung der eingeklagten Anspriiche einmal

ab, zur Schadensersatzleistung nur herangezogen werden,
wenn alle Kirchengemeiﬂden gerichtlich gegen sie vorgchen,
dercn Glocken mgglicherweise in dem Scherbenrest entvhal-
ten waren; dann konnte die Beklagte jedenfalls nicht cin-
wenden, es fehle an der Sachlegitimatiin der Kléger. Da

der Kreis der geschadigten Kirchengemeinden aber ein schr
grofer ist, miiBten viele Tausend Kirchengemeinden 21s Kliger
auftreten. In einem solchen Falle entspricht es einem sach-
lichen Bediirfnis, die ProzeB8standschaft eines Klégers zuzu-
lassen, dem dic geschédigten Berechtigten die Geltiendmachung
jlirer Anspriiche im eigenen Namen ﬁbeftragen haben. }it Recht
ist in der Rechtsprechung bei der 2Priifung der Frage, ob im

-



einzelnen Falle die gewillkiirte ProzeBstandschaft zuzulas-
sen sei,; auf die Bediirfnisse des Rechtsverkehrs verwicsen
worden. Diese Gesichtspunkte miissen auch im vorliegcnden
Falle gegeniiber den Bedenken des Berufungsgerichts durch-
greifen,

Das Berufungsgericht hat noch ervogen, ob der Kldger
Leistung an sich selbst verlangen kann. Dic Ermichtigung,
fremde Interessen in eigenem Namen geltend zu machen, kann
aber dahin erteilt werden, dag der Ermiichtigte Leistung an
sich selbst verlangen kann (Rosenberg aa0). Die vorgelegten
Erméchtigungen lassen die Auslegung zu, daB der Kliiger da-
nach befugt ist, Leistung an sich selbst zu verlangen.

Durch die Zulassung der Prozeffiihrung liuft dic Be-
klagte auch nicht Gefahr, wegen der geltend gemachten An-
spriiche nochmals von den einzelnen Kirchgngemeinden belangt
zu werden, Haben sich die Kircliengemeinden -in wirksamer
Weise des ProzcBfiihrungsrechtes zugunsten des Klidgers ent-
duBert, so missen sie auch die Rechtskraft des Urteils sich
entgegenhalten lassen, das in.dem vom ermiéichtigien Kliger
erhobenen Rechtsstreit ergeht.

2, Der Kldger muBte, wenn er fremde Anspriiche im ecige-.
nen Namen geltend machen wollte, dartun, dag er hierzu in
wirksamer Veise von den Berechtigten ermachtigt worden ist.
Denmm er leitet selbst die Klageanspriiche von den Kirchenge-
meinden ab, deren Glocken beschlagnahmt und abgelicefert
wurden. Dem Xlager ist cber der Nachweis, daff er von die-
sen Berechtigten in wirksamer Weisc ermiichtigt worden ist,
nicht gelungen. Insoweit werden die Ausfiihrungen des Beru-
fungsgerichts von den Darlegungen der Revision nicht ent-
kriftet,



Die Revision meint, die Kirchengesellschaften bestinm-
ten in alleiniger Autoritidt die Zustidndigkeit ihrer Amts-
tréiger; die staatlichen Gerichte hiitten kein. Nachprifungs-
recht, sie miiBten Erklérungen der Kirchenbechsrden unge-
priift hinnehmen, soweit sie sich auf innerkirchliche An-
gelegenheiten bezdgen. Im vorliegenden Falle kénne daher
nicht nachgepriift werden, ob dic Vorsitzenden des Rates
der Evangelischen Kirche in Decutschlend und der Fuldaer
Bischofskonferenz zur Ertcilung der Erméchtigung namens
und fiir die beteiligten Kirchengemeinden befugt waren,
Dieser Auffassung kann nicht zugestirmt werden. Aus dem
in Art. 137 WRV, Art. 140 GG nicdergelegten Grundsatz, -
daB jede Religionsgescllschaft ihre Angelegenhcitcn seclh-
stindig innerhaldb der Schranken des fiir alle geltenden
Gesetzes oxrdnet und verwaltet, folgt zwar, dag die Kir-
chen fiir den Staat bindend bestimmen konncn,was kraft
innerkirchlicher Regelung Rechtcns_ist.Diese Ordnung nuB
der Staat hinnehmen (BGHZ 12, 321, 323). Ob aber im cin-
zelnen Falle Amtstriiger der Kirchen befugt sind, fiir be-
stimmte Rechtssubjekte bindende Erklérungen abzugceben,
bestimmt sich nicht nach der leinung dieser Organe, son-
dern nach eben dieser.innerkirchlichen Ordnung, sovieit
nicht das Staatskirchenrecht cin anderes anordnet, er-
den Zweifel an der Befugnis der erklérenden und handeln-
den Personen kirchlicher Organisationen leut, so muf
anhand der innerkirchlichen Vorschriften gepruft woxrden,
ob wirksame Erklirungen abgegeben wurden. Zuvreffend hat
daher das Berufungsgericht gepriift, ob die genannten Per-
sonlichkeiten der beiden Xirchen dem Xliger Erméchti-
gungen nit bindender Wirkung fiir die einzelnen Kirchen-
gemeinden erteilen konnten.
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Aus dem Aufbau der beiden Kirchen ergibt sich, ent-
gegen der Meinung der Revision, diese Sachbefugnis noch
nicht. Die einzelnen Kirchengemeinden sind zwar Teile und
Glieder.der Landeskirchen, der Bistiimer und der Gesamt-
kirchen, Das besagt aber nicht, daB die Xirchengemeinden
bei der Erfiillung ihrer Aufgaben, insbesondere bei der
Verwaltung ihres Vermdgens durch dic Antstriiger der hoch-
sten Kirchendmter vertreten werden. Der Verschicdenheit
der Aufgaben, die dic einzelnen Glieder des Gesamtorganis-
mus zu erfiillen haben, entspricht auch die Verschiedenheit
der Organe, deren sich die ecinzelnen Gemeinschafien be-
dienen. Auch im staatlichen Leben ist beispiclsweise ein
Regierungspridsident nicht zugleich Reprédsentant und gesetz-
licher Vertreter einer Stadtgemeinde, dic zu seinem Regie-
rungsbezirk gehdrt und einen Teil dieses Gebietes bildet.

MaBgebend ist daher die Regelung, die jede Kirche zur
Ordnung ihrer inneren Angclegenheiten fiir die hier in Be-
tracht kommende Frage der Vertretung der einzelnen Kirchen-
geneinden getroffen hat.

Einer Bischofskonferenz der katholischen Kirche und
ihrem Vorsitzenden stechen nach innerkirchlichem Rechte -
keine besonderen Befugnisse zu. Dic Bischofskonferenz
hat lediglich beratende Funktion. Ihre Beschliisse haben
kecine Gesetzeskraft, sie miissen, wenn sic in den einzelncen
Didzesen beachtet werden sollen, durch die einzelnen.Bischife
fiir ihre Bereiche kundgemacht werden (canon 292 c. i. c.;
Eichmann, Lehrbuch des kirchlichen Rechts, 1953 Bd. 1. S.
3823 Holbdck, Handbuch des Xirchenrcchts Bd. 1, S. 319),

Dic Behauptung der Revision, es sei allgemein anerkannt,

daB die Fuldacr Bischofskonferenz mit bindender Wirlkung
Angelegenheiten des kirchlichen Lebens in Deutschland
regeln konne, trifft daher in dieser Allgemeinheit nicht zu.
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Der einzelne Ordinarius aber hat hinsichtlich des Orts-
kirchenvermdgens — Kirchenglocken sind ein Teil des Orts-
kirchenvermtgens — c¢in weitgehendes Aufsichtsrecht, so dag
cer beispielsweise auch zur Klageerhebung seine Zustimmung
gehen muB; Verwalter und Vertreter des der einzelnen Kir-
chengemecinde zustehenden Vermogens ist indes nicht der
Bischof, sondern der Kirchenrektor (canon 1182 c. i. ¢.).
DaB das katholische Kirchenrecht eine Kirchengemeinde
nicht kennt, das kirchliche Vermtgen vielmehr der ein-—
zelnen Kirchenstiftung zuordnet, hat in diesem Zusammen-
hang keine Bedeutung. Im Schrifttum zum Kirchenrecht ist
demn auch nicht streitig, daB8 der Vertreter des ortskirch-
lichen Vermbgens der Kirchenrektor, gegebenenfalls in
Zusagmenarbeit. mit dem Kirchenfabrikrat ist (Holbdck aal
aa0 Bd. 2 S. 913; Eichmann aa0 Band 2 S. 486, 487; Xoeni-
ger/Giese;  Grundziige des Kirchenrechts und des Staatskirchen-
rechts S. 173 f; Ebers, Grundrif des katholischen Kirchen-
rechts S, 408). Dem Ordinarius steht auch nicht; wie dem
Papst, die Befugnis zu, die Kompetenzen niederer Xirchen-
behdrden en sich zu ziehen und die Belange der Kirchen-
stiftungen selbstindig wahrzunehmen.. Er kann Veisungen er-
teilen und im Falle deren Nichtbeachtung andere Verwalter
berufen. Es ist jedoch nicht ersichtlich, daB8 im vor-
liegenden Fall ein so gearteter Sachverhalt gegeben ist.
Hinzu kommt noch, daB mindestens fiir das Gebict des ehe-
maligen Staates Prcuflen die staatskirchliche Regelung der
Annahme entgegensteht, daf die Bischéfe zur Vertretung des
ortskirchlichen Vermigens berufen sind. Denn nach § 1 des
Gesetzes idber dic Verwaltung des katholischen Kirchenven-
mogens vom 24. Juli{1924 ist Vertreter der Kirchengemeinde
und ihres Vermdgens ein besonderes ortskirchliches Organ.
Insoweit kdme also eine Ermichtigungsbefugnis der Bischofe
schon nach Staatskirchenrecht nicht in Betracht.

|
|
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Die Evangelische Kirche Deutschlands hat sich unterm
13, Juli 1948 (AB1 S. 109) ihre Grundordnung gegeben., Aus
ihr ergibt sich nicht, daB der Rat der Evangelischen Kir-
che zur Verwaltung und Vertretung des Srtlichon Kirchen-
vermogens befugt ist. Dieses wird vielmehr von bostimmten
Orgenen der XKirchengemeinden verwaltet und vertreten (Er-
ler, Kirchenrecht 1957 S. 135; Licrmann, Deutsches evan-
gelisches Kirchenrecht S. 380). Der Hinweis der Revision
auf die Verordnung des Rates der Evangelischen Kirche
in Deutschland vom 7. Dezember 1951 (ABl1 S. 233) versagt-
Wenn nédmlich dort das Recht der Vertretung der Kirchen-
gemeinden in den von RuBSland und Polen verwalteten Teilen
Deutschlands geregelt wird, so handelt es sich um einen
Akt der innerkirchlichen Gesetzgebung, zu der nach der
Grundordnung der Rat befugt war. Eine entsprechende innexr-
kirchliche Regelung, und das ist entscheidend, fehlt aber
Tiir den hier in Betracht kommenden Bereich. Der Xliger
hat nicht dartun kénnen, daB der Rat der Evangclischen
Kirche in Deutschland eine Verordnung erlassen und beckannt
Zemacht hat, wonach er selbst zur Vertrctung der Kirchen- .
gemeinden hinsichtlich der Glockenengelegenheit befugt ist.
BEs mag zutreffen, da8, wie im katholischen Kirchenreccht
den Bischdfen, auch dem Rat der Evengelischen Kirché in
Deutschland ein weitgehendes Aufsichtsrecht zukommt, Aus
dem Vortrag des Kligers ergibt sich indes nicht, dag die
Ermichtigung des Vorsitzenden des Rates etwa im Aufsichts-
wege erteilt wurde, weil die Kirchengemeinden cs verséumt
hdtten, zur Wahrung ihrer Vermigensinteressen gerichtliche
Schritte zu tun. )

Aus alledem ergibt sich, da8 weder die Bischofskonfe-
reng noch ihre Vorsitzenden noch die einzelnen Bischiofe,
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aber auch nicht der Ratsvorsitzcende dem Xliger criiichii-~
gen konnten die Anspriiche der einzelnen Kirchengemcinden
im eigenen Namen gerichtlich geltend zu machen.

Dafl die einzelnen Kirchengemeinden ihrerseits den
Vorsitzcenden des Rates der Evangelischen Kirche in
Deutschland bzw. der Fuldaer Bischofskonferenz ermich-
tigt hédtten, ihre Anspriiche wahrzunchmen, hat das Beru-
fungsgericht nicht festgestellt. Es eriibrigt sich daher,
euf den Finwand des Beklagten einzugehen, der Ermiichtigte
konne die ihm erteilte Prozeffiihrungsbefugnis nicht cinem
Dritten weiter iibertragen.

3. Die Revision wendet sich ferner gegen dic Ausfiih-
rungen decs Berufungsgerichts, die sich mit dem Vorbringen
des Xldgers befassen, die Militédrregierung habe dic Glok-
kenscherben zugunsten der Kirchen freigegeben. Das Beru-
fungsgericht hat dazu bemerkt, darin liege nicht dic
Behauptung, die Hilitidrregierung habe kraft Besatzungs-
rechts den Xliger zur Geltendmachung der Anspriiche auf
Riickerstattyng der Glocken ermiichtigt. Die Revision be-
méngelt (§ 139 ZP0), daB das Berufungsgericht den Klid-
ger nicht befragt habe. Er hdttec dann darauf hingewiesen,
daB sein Vorbringen nicht in dem vom Berufungsgericht an-
genommenen Sinne zu verstchen sei. Die Rilge ist jedoch nicht
begriindet, Der Kliger hatte in der Berufungsbeantvortung
(GA B1. 117 TIII) erkldrt, die Militdérregicrung habe die
Beschlagnahme der Glocken zugunsten der Kirchen freige-
geben., Damit war, worauf es in diesem Zusammenhang ankommt,
nicht behaunptet, dic Besatzungsmacht habe dem Klédger die
Befugnis erteilt, fiir die in Betracht kommenden Kirchen-
gemeinden gerichtlich vorzugehen. Hiervon konnte das Be-
rufungsgericht um so mehr ausgehen, als der Kliger an

i
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dieser Stelle der Berufungsbeantwortung sich auf ein
Gutachten von Prof. Dr. Ipsen berief und damit sich
dessen Ausfihrungen anschlofi. Diceser fiihrt dort aus,

das Vorgehen der Militérregierung bedeute, daf die Rechts-
frage, ob die Glocken dem Reiche, den Kirchen oder den
Werken zustiinden, ohne EinfluBnahme der Besatzungsmacht
im innerdeutschen Verfahren zu kldren sei (S. 31 des
Gutachtens); die Beschlagnahme der Glocken habe dic ma-
teriellen Rechtsverhiiltnisse nicht beriihrt (S. 35 Nr. 8
des Gutachtens). Er vertritt keineswegs die Auffassung,
der Verein sei von der Besatzungsmacht zur Prozeffiihrung
ermichtigt worden. Bei dieser Sachlage bestand kein An-
laB fiir das Berufungsgericht, den Kliger iiber den Sinn
seiner Beweisbehauptung noch zu befragen.

4, Der Klédger hat sich in beiden Rechtssziigen erbo-
ten, notfalls von den betreffenden 50 000 deutschen Kir-
chengemeinden "Vollmachten®”, "entsprechende Erklérungen®
beizubringen. Das Berufungsgericht filhrt hierzu aus, es
halte es nicht fiir angebracht, hierzu dem Xliger Gele-
genheit zu geben. Nach seinen eigenen Erklidrungen sci n1cht
festzustellen, in welchem Bruchteilsverhéltnis die einzelnen
Kirchengemeinden an dem Scherbenrest beteiligt seicn. Den
Xl4ger wirde aber obliegen, das friihere Miteigentum allcr
oder einzelner Kirchengemeinden zu beweisen und seinen
Klageantirag auf Le¢istung an die einzelnen Kirchengemein-
den in bestimmten ebenfalls vom Kléger zu beweisenden
Bruchteilsverhéiltnissen umzustellen. Diese Schwierig-
keiten scien uniiberwindlich. Nach Meinung der Revision
hat dabei das Berufungsgericht seinec Aufkliérungspflicht
verletzt (§ 139 2Z20). Bei entsprechendem Hinvweis hitte
der Klidger vorgetragen, er werde Erklirungen vorlegen,
Gurch welche die Kirchengemeinden alle etwaiéen Anspriiche
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gegen die Beklagte aus der Wegnabhme der Glocken und aus
dem Zerschlagen und Einschmelzen der Glocken an den Klié-—
ger als Treuhiinder abgetreten seien. Auch diese Riige

ist nicht berechtigt. In der Klageschrift hat der Kli-
ger von Vollmachiten gesprochen, die er notfalls beizu-
bringen bereit sei. In der Berufungsbecantwortung -~ Blatt
116 der Gerichtsakten ~ hat ér:sich zunidichst auf die Ausfiih-
rungen des Landgerichts berufen. Dieses war dor lieinung,
die Vertretung der cinzelnen Kirchengemeinden durch die
oberste kirchliche Behtdrde entspriche dem Willen der
Kirchengemecinden, es konne daher davon abgeschen werden,
Erklérungen der einzelnen Kirchengemeinden cinzuholen,
dag die obersten Kirchenbechorden von den einzelnen Ge-
meinden stillschweigend ermiéichtigt seien, diese zu ver-
treten; das wdre dem Kliger nicht zuzumuten und iiberdics
eine leere Formsache. Im Anschlufl en einen Hinweis auf
diese Ausfiihrungen hat der Kldger in der Berufungsbe-
antwortung sich nochmals bereit erklért, "entsprechende
Exklsirungen” vorzulegen. Damit konnten aber nach dem dar-
gelegtiten Zusammenhang seiner Ausfiihrungen nur Vollmach-
ten der Xirchengemeinden gemeint sein, sei es fiir den
Xldger selbst oder fiir die, die Erméchtigung erteilenden
Personen. Demnach bestend fiir das Berufungsgericht keine
Veranlassung, den Kléger noch zu.befragen, was unter dcn
entsprechenden ZErklarungen® zu verstechen sei. Im iibrigen
ergibt sich aus dem Tatbestand des angefochtenen Urteils,
daf das Gericht mit den Parteien die Rechtslage eingchend
besprochen und dem Xli#ger nahegelegt hat, seine Klage

auf andere Griinde zu stiitzen und n:<ue Sachéntriige zu stecl-
len. Daraus erhellt, daB das Berufungsgericht den Rarteicen
nicht verhehlte, es habe Bedenken gegen die Xlageantrige
und ihre Begriindung. Es war aber nicht seine Aufgebe,

[
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seine rechtliche Wiirdigung schon in der Berufungsver-
handlung in allen Einzclheiten darzulegen.

5. Das Berufungsgericht hat schliceBlich bemerkt, es
habe erwogen, dem Kliéger anheimzugeben, sich zur gericht-
lichen Geltendmachung durch cine an dem Scherbenrest
nachwveisbar beteiligte Kirchengemeinde ermiéichtigen zu
lassen und Xlageantrag auf Leistung an alle fritheren
MHiteigentiimer zu stellen; aber diescr Weg sei nicht gengber.
Da es sich um teilbare Leistungen hendle, konne nimlich
§ 1011 BGB nicht zur Anwendung kommen. Die einzelnc Xir-
chengemeinde kénne mithin nur den ihr zustchenden Bruch-
teil fordern, nicht aber volle Leistung an alle Hiteigen-—
tiimer,

Die Revision bittet um Nachpriifung dieser recht-
lichen Beurtecilung. Dessen bedarf es jedoch nicht. Woll-
te man nimlich mit Staudinger/Berg (BGB Sachenrecht
11, Aufl. § 1011 Lnm, 1 a) und neuerdings auch Palendt/Hoche
(BGB 17. Aufl. § 1011 Anm. 2) annehmen, daf der Miteigen-
tiimer auch bei teilbaren Leistungen auf Volleistung an
alle Miteigentiimer klagen darf, so beruht doch das Urteil
nicht auf den demnach unzutreffenden Erwiigungen des Beru-
fungsgerichtes. Der Kliédger hatte ndmlich nicht vorgetra-
gen und seine Klage darauf gestiitzt, or sei von einer
nachweisbar an dem Scherbenrest beteiligten Kirchengemein-
dc zur Geltcndmachung ihrer Anspriiche cerméchtigt und demit
gemdB § 1011 BGB zur Geltendmachung der vollen Leistung
zugunsten aller MNiteigentiimer bercchtigt. Die Ervidgungen
des Berufungsgerichtes sind dernach nur Hilfsiiberlegungen.
Dic Revision riigt aber nicht — unter Bezugnahme auf § 139 2P0 -,



der Klidger hitte, wenn ihn das Berufungsgericht aufgefor-
dert hétte, einen solchen Antrag zu stellen, dem stattge-

geben.

Aus allen diesen Grinden erwveist sich die Entschei-
dung des Berufungsgerichts als gerechtfertigt. Auf dic
sachliche Begriindung der Klage kann mithin nicht einge-
gengen werden. Es eriibrigt sich auch, sich mit den Aus-
wirkungen des Allgemecinen Kriegsfolgengesctzes vom 5, Hovem—
ber 1957 (im besonderen der §§ 19, 22) auf die Angpriiche
der einzelnen Kirchengemeinden gegen das Deutsche Reich
und die Bundesrepublik zu befassen.

Tie Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Dr. Tasche Dr. Augustin Rothe
Dr, Frei‘bag Dr. Mattem



	FÜBP, HUB? A^HPtraßclB

	- 7 -



